
   

 

Einführungsgesetz zum Geldspielgesetz 

 

Geltendes Recht Vernehmlassungsentwurf des Regierungsrats vom 11. Februar 2020 

 Einführungsgesetz 
zum Geldspielgesetz 

 Der Kantonsrat des Kantons Obwalden, 

 gestützt auf Artikel 28, Artikel 41 Absatz 1, Artikel 122, Artikel 125 bis 129 und Artikel 
144 des Bundesgesetzes über Geldspiele vom 29. September 2017 (Geldspielge-
setz, BGS)1), 

 beschliesst: 

 I. 

      1. Grossspiele und Verwendung des Reingewinns 

 Art.  1 
Zulässigkeit 

 1 Die Durchführung von Grossspielen ist zugelassen. 

 Art.  2 
Verwendung des Reingewinns 

 1 Der Kanton führt einen Swisslos-Fonds, der durch die dem Kanton abgelieferten 
Reingewinne der Swisslos Interkantonale Landeslotterie (Swisslos) und deren Zinsen 
gespiesen wird. 

 2 Die Fondsmittel werden für gemeinnützige Zwecke, insbesondere für Projekte in fol-
genden Bereichen eingesetzt: 

 a. Kultur und Denkmalpflege; 

 b. Sport; 

 c. Umwelt und Entwicklungshilfe; 

 d. Bildung und Forschung; 

                                                      
1) SR 935.51 

http://db.clex.ch/link/Bund/935.51/de
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 e. Soziales und Gesundheit. 

 3 Für Präventionsmassnahmen zur Suchtbekämpfung werden die dafür von Swisslos 
überwiesenen Beiträge und für die Deckung des Verwaltungsaufwand zwei Prozent 
des Reingewinns eingesetzt. 

 Art.  3 
Beitragsberechtigte 

 1 Beiträge können ausgerichtet werden an: 

 a. gemeinnützige, kulturelle, sportliche und soziale Institutionen, Vereinigungen und 
Stiftungen; 

 b. Vereine; 

 c. Einzelpersonen. 

 2 Keine Beiträge werden gewährt an: 

 a. Projekte zur Erfüllung öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen; 

 b. Projekte, die durch Kantonsbeiträge zu wesentlichen Teilen finanziert werden kön-
nen; 

 c. Projekte mit politischem, konfessionellem oder ideologischem Inhalt; 

 d. die Äufnung von Reserven; 

 e. interne, nicht öffentliche Anlässe von privaten oder kommunalen Institutionen sowie 
Seminare; 

 f. Veranstaltungen mit ausschliesslichem Festcharakter und Kongresse; 

 g. Benefiz- und Wettbewerbsveranstaltungen; 

 h. Nach- und Restfinanzierungen, Darlehen sowie Übernahme von Defiziten. 

 3 Beiträge werden in der Regel nur an konkrete und kontrollierbare Projekte ausge-
richtet. 

 4 Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Ausrichtung von Beiträgen. 
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 Art.  4 
Grundsätze der Beitragsgewährung 

 1 Beiträge werden - vorbehältlich des Bereichs Entwicklungshilfe - in der Regel ge-
währt für: 

 a. Vorhaben im Kanton Obwalden oder mit einem Bezug zum Kanton Obwalden; 

 b. Vorhaben, die für den Kanton Obwalden, die Region Zentralschweiz oder gesamt-
schweizerisch von erheblicher Bedeutung sind; 

 c. Personen, die ihren Wohnsitz im Kanton Obwalden haben oder sinngemäss die Kri-
terien gemäss Buchstaben a. oder b. erfüllen. 

 2 Bei der Vergabe von Beiträgen sind insbesondere folgende Kriterien zu berücksich-
tigen und zu gewichten: 

 a. Eigenleistungen und Finanzierung durch Dritte; 

 b. nachhaltige Wirkung; 

 c. gesellschaftlicher und kultureller Wert. 

 Der Regierungsrat kann die einzelnen Kriterien in Ausführungsbestimmungen näher 
regeln. 

 Art.  5 
Zuständigkeit 

 1 Der Regierungsrat legt jährlich den Anteil des Reingewinns für die einzelnen Förde-
rungsbereiche fest und entscheidet über die Verteilung der verfügbaren Fondsmittel 
an die für die Förderungsbereiche verantwortlichen Behörden und Amtsstellen. 

 2 Das Volkswirtschaftsdepartement 

 a. budgetiert zusammen mit den involvierten Departementen die entsprechende 
Swisslos-Kostenstelle; 

 b. koordiniert die Zuteilung der Finanzgesuche an die Verantwortlichen der Förderbe-
reiche gemäss Art. 2 Abs. 2 dieses Gesetzes; 
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 c. sorgt zusammen mit den involvierten Departementen für eine mittel- und langfris-
tige Planung der notwendigen grösseren Swisslos-Beiträge an entsprechende Pro-
jekte. 

 3 Das Finanzdepartement verwaltet den Swisslos-Fonds. Dazu gehören insbeson-
dere: 

 a. Auszahlung der zugesicherten Beiträge; 

 b. Festlegung der Verzinsung der Fondsmittel; 

 c. auf Antrag der zuständigen Amtsstelle das Inkasso der Rückforderungen; 

 d. zusammen mit den zuständigen Amtsstellen die Erstellung des Rechenschaftsbe-
richts. 

 4 Im Rahmen der ihnen zugeteilten Fondsmittel entscheiden die jeweils zuständigen 
Behörden und Amtsstellen über die Beiträge aus dem Swisslos-Fonds und üben die 
Aufsicht aus. 

 Art.  6 
Verfahren 

 1 Beiträge werden nur auf begründetes Gesuch hin ausgerichtet. Für wiederkehrende 
Anlässe ist jeweils ein neues Gesuch einzureichen. Der Regierungsrat regelt das Nä-
here zum Verfahren in Ausführungsbestimmungen. 

 2 Wer bei einem Gesuchsteller oder einer Gesuchstellerin bzw. bei einem Veranstal-
ter oder einer Veranstalterin eine Funktion innehat, wer persönlich und direkt vom 
Beitrag profitiert oder sonst wie befangen erscheint, hat bei der Beurteilung des Bei-
tragsgesuchs in den Ausstand zu treten. 

 3 Zugesicherte Beiträge verfallen nach zwei Jahren, falls sie innert dieser Frist nicht 
eingefordert werden oder das Projekt innert dieser Frist nicht verwirklicht oder gestar-
tet und planmässig fortgesetzt wird. Zugesicherte Beiträge verfallen ebenso, wenn 
die schriftlich verfügten Bedingungen und Auflagen nicht eingehalten werden. 

 4 Die Beitragsempfängerinnen und -empfänger erstatten auf Verlangen zuhanden der 
Bewilligungsinstanz Rechenschaft über die Verwendung der zugesprochenen Fonds-
mittel. 
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 5 Werden Beiträge zu Unrecht beansprucht oder werden unterstützte Projekte 
zweckentfremdet oder zerstört, können Beitragsleistungen verweigert, gekürzt oder 
zurückverlangt werden. 

 Art.  7 
Veröffentlichung 

 1 Die für die Verteilung zuständigen Behörden und Amtsstellen veröffentlichen jährlich 
gemeinsam einen Bericht über die verteilten Beiträge und die Rechnung. 

      2. Kleinspiele 

 Art.  8 
Kleinlotterien, lokale Sportwetten und kleine Pokerturniere 

 1 Die Durchführung von Kleinspielen ist zulässig. 

 2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten in Ausführungsbestimmungen. Er kann 
Kleinspiele einschränken oder mit Auflagen versehen. 

 3 Zuständig für die Bewilligung und Aufsicht von Kleinlotterien, kleinen Pokerturnieren 
und lokalen Sportwetten ist das Volkswirtschaftsdepartement. 

 4 Für das Bewilligungsverfahren und die Aufsicht werden kostendeckende Gebühren 
nach dem Allgemeinen Gebührengesetz2) erhoben. 

 Art.  9 
Kleinlotterien an Unterhaltungsanlässen 

 1 Kleinlotterien an Unterhaltungsanlässen ab einer Plansumme aller Einsätze von 
Fr. 10 000.– sind bewilligungspflichtig.  

 2 Der Regierungsrat legt die maximale Höhe der einzelnen Einsätze sowie die mini-
malen Gewinnchancen für sämtliche Kleinlotterien an Unterhaltungsanlässen fest und 
regelt das Bewilligungsverfahren in Ausführungsbestimmungen. 

 3 Die Durchführung von Kleinlotterien an Unterhaltungsanlässen ist nur Vereinen mit 
Sitz im Kanton Obwalden gestattet. Pro Kalenderjahr darf der gleiche Veranstalter 
nur eine Kleinlotterie durchführen.  

                                                      
2) GDB 643.1 

http://gdb.ow.ch/data/643.1/de
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 5 Zuständig für die Erteilung der Bewilligung ist die Einwohnergemeinde, in welcher 
der Anlass stattfindet. Für die Bewilligung und die Aufsicht kann eine kostendeckende 
Gebühr bis Fr. 500.– verlangt werden. 

 7 Gegen Veranstalterinnen oder Veranstalter, welche die Vorschriften bezüglich Klein-
lotterien an einem Unterhaltungsanlass nicht einhalten, unwahre Angaben machen 
oder einverlangte Unterlagen nicht vorweisen, kann von der Bewilligungsbehörde 
eine Sperre von bis zu fünf Jahren verfügt werden. 

      3. Abgaben 

 Art.  10 
Spielbanken 

 1 Der Kanton erhebt von den Konzessionärinnen von Spielbanken mit Konzession B 
eine Abgabe. Sie beträgt 40 Prozent vom Gesamttotal der eidgenössischen Spielban-
kenabgabe, die dem Bund auf dem Bruttospielertrag zusteht. Die Festsetzung der 
Höhe der Abgabe erfolgt gemäss Veranlagung der Eidgenössischen Spielbanken-
kommission. 

 2 Die Veranlagung erfolgt durch die Steuerverwaltung, der Bezug durch die Finanz-
verwaltung. 

 Art.  11 
Geschicklichkeitsspielautomaten 

 1 Die Betreiberin oder der Betreiber hat für das Aufstellen und den Betrieb von bewilli-
gungspflichtigen Geschicklichkeitsspielautomaten für jedes einzelne Gerät eine Ab-
gabe zu entrichten. 

 2 Entsprechend dem mutmasslichen Umsatz sind pro Automat folgende Abgaben pro 
Kalenderjahr zu entrichten (Beträge in Fr.): 

 a. für einen Geschicklichkeitsspielautomaten mit Sachgewinn 200.– bis 1 000.– 

 b. für einen Geschicklichkeitsspielautomaten mit Geldgewinn 2 000.– bis 5 000.– 

 3 Der Regierungsrat regelt den Maximaleinsatz, legt die Abgabe fest und regelt das 
Veranlagungs- und Bezugsverfahren in Ausführungsbestimmungen. 

 II. 
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 1. 
Der Erlass GDB 418.1 (Sportförderungsgesetz vom 27. Januar 2011) (Stand 
1. August 2011) wird wie folgt geändert: 

Art.  21 
Ausführungsbestimmungen 

 

1 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten der Beitragsleistung, insbesondere die 
Zuständigkeiten, die Beitragsberechtigung, die Mittel sowie die Gesuchseinreichung 
in Ausführungsbestimmungen. 

1 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten der Beitragsleistung, insbesondere die 
Zuständigkeiten, die Beitragsberechtigung, die Mittel sowie die Gesuchseinreichung 
in Ausführungsbestimmungen. 

 2. 
Der Erlass GDB 975.1 (Gesetz über das Markt- und Reisendengewerbe so-
wie die Geschicklichkeits- und Glücksspiele [Markt- und Reisendengewer-
begesetz] vom 28. Januar 2005) (Stand 1. August 2007) wird wie folgt geän-
dert: 

Gesetz über das Markt- und Reisendengewerbe sowie die Geschick-
lichkeits- und Glücksspiele 

Gesetz über das Markt- und Reisendengewerbe sowie die Geschick-
lichkeits- und GlücksspieleReisendengewerbegesetz 

(Markt- und Reisendengewerbegesetz) Abkürzung entfernt. 

vom 28. Januar 2005  

(Stand 1. August 2007)  

Der Kantonsrat des Kantons Obwalden,       

in Ausführung des Bundesgesetzes über das Gewerbe der Reisenden vom 23. März 
20013) sowie des Bundesgesetzes über Glücksspiele und Spielbanken (Spielbanken-
gesetz) vom 18. Dezember 19984),  
gestützt auf Artikel 35 und 60 der Kantonsverfassung vom 19. Mai 19685),   

in Ausführung des Bundesgesetzes über das Gewerbe der Reisenden vom 23. März 
20016) sowie des Bundesgesetzes über Glücksspiele und Spielbanken (Spielbanken-
gesetz) vom 18. Dezember 1998,  
gestützt auf Artikel 35 und 60 der Kantonsverfassung vom 19. Mai 19687),   

beschliesst:       

                                                      
3) SR 943.1 
4) SR 935.52 
5) GDB 101.0 
6) SR 943.1 
7) GDB 101.0 

http://gdb.ow.ch/data/418.1/de
http://gdb.ow.ch/data/975.1/de
http://db.clex.ch/link/Bund/943.1/de
http://db.clex.ch/link/Bund/935.52/de
http://gdb.ow.ch/data/101.0/de
http://db.clex.ch/link/Bund/943.1/de
http://gdb.ow.ch/data/101.0/de
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Art.  1 
Geltungsbereich 

 

1 Dieses Gesetz regelt das Markt- und Reisendengewerbe, den Betrieb von Ge-
schicklichkeitsspielautomaten und Spiellokalen sowie die Glücksspiele und den Be-
trieb von Spielbanken. 

1 Dieses Gesetz regelt das Markt- und Reisendengewerbe, den Betrieb von Ge-
schicklichkeitsspielautomaten und Spiellokalen sowie die Glücksspiele und den Be-
trieb von Spielbanken. 

2 Vorbehalten bleiben:  

a. die Vorschriften über Lotterien, gewerbsmässige Wetten und Spiele8), a. Aufgehoben 

b. die Vorschriften des Ruhetagsgesetzes9).  

 Art.  1a 
Zuständigkeit 

 1 Der Regierungsrat ist zuständig für den Erlass eines Gebührentarifs für die kantona-
len Bewilligungen. 

 2 Das zuständige Amt vollzieht das Markt- und Reisendengewerbegesetz, soweit 
nicht ausdrücklich eine andere Vollzugsbehörde bestimmt ist. 

 3 Die Einwohnergemeinden sind insbesondere zuständig für: 

 a. die Ansetzung und Veranstaltung von Märkten; 

 b. den Erlass von Vorschriften über das Marktgewerbe; 

 c. die Erteilung und den Entzug der Bewilligung für Schausteller und Zirkusse, die ihr 
Gewerbe der Bevölkerung im Kanton Obwalden anbieten; 

 d. den Erlass einer Gebührenordnung. 

 4 Die Bewilligung gemäss Absatz 3 Buchstabe c wird erteilt, wenn die Antrag stel-
lende Person über eine Bewilligung gemäss Art. 2 Abs. 1 Bst. c des Bundesgesetzes 
über das Gewerbe der Reisenden10) verfügt und Gewähr bietet, dass die Vorschriften 
und Anweisungen der Kontrollorgane befolgt werden. 

                                                      
8) GDB 975.31 
9) GDB 975.2 
10) SR 943.1 

http://gdb.ow.ch/data/975.31/de
http://gdb.ow.ch/data/975.2/de
http://db.clex.ch/link/Bund/943.1/de
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 5 Soweit im kantonalen oder kommunalen Recht keine andere Vollzugsbehörde be-
stimmt ist, vollzieht der Einwohnergemeinderat, unterstützt durch die kantonalen Poli-
zeiorgane, die Vorschriften über das Markt- und Reisendengewerbe. 

4. Geschicklichkeitsspielautomaten und Spiellokale 4. Aufgehoben 

Art.  10 
Begriffe 

Art.  10 Aufgehoben 

1 Geschicklichkeitsspielautomaten sind Geräte, die ein Geschicklichkeitsspiel anbie-
ten, welches im Wesentlichen automatisch abläuft und dessen Gewinn von der Ge-
schicklichkeit der Spielenden abhängt. 

 

2 Spiellokale sind Räume, in denen gewerbsmässig Gelegenheit zum Spiel an Spiel-
automaten oder an andern Spielgeräten geboten wird. 

 

Art.  11 
Bewilligungspflicht 

Art.  11 Aufgehoben 

1 Der gewerbsmässige Betrieb von Geschicklichkeitsspielautomaten und von Spiello-
kalen bedarf einer kantonalen Bewilligung. 

 

2 Keiner Bewilligung bedürfen Sportgeräte, wie Kegel- und Bowlingbahnen, Billarde, 
Fussballtische und Ähnliches. 

 

3 Aus Gründen des öffentlichen Wohls und des Jugendschutzes kann die Bewilligung 
verweigert oder mit Auflagen und Bedingungen verbunden werden. 

 

Art.  12 
Art und Anzahl von Geschicklichkeitsspielautomaten 

Art.  12 Aufgehoben 

1 Es dürfen nur Geschicklichkeitsspielautomaten aufgestellt und betrieben werden, 
die vom zuständigen Bundesamt geprüft worden sind. 

 

2 Je Gastwirtschaftsbetrieb dürfen höchstens vier Geschicklichkeitsspielautomaten 
betrieben werden. 
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3 In Gastwirtschaftsbetrieben dürfen ein Geschicklichkeitsspielautomat mit Geldge-
winn mit einem Höchsteinsatz zwischen einem und fünf Franken je Spiel und drei an-
dere Geschicklichkeitsspielautomaten ohne Geldgewinn aufgestellt werden. Der Re-
gierungsrat regelt die Einzelheiten. Es ist erlaubt, anstelle eines Geschicklichkeits-
spielautomaten mit Geldgewinn einen vierten Geschicklichkeitsspielautomaten ohne 
Geldgewinn zu betreiben. 

 

Art.  13 
Erteilung, Entzug und Erlöschen der Bewilligung 

Art.  13 Aufgehoben 

1 Die Bewilligung wird erteilt, wenn die Geschicklichkeitsspielautomaten und die 
Spiellokale den Vorschriften entsprechen und die Gewähr besteht, dass eine ein-
wandfreie Führung und Überwachung des Spielbetriebs sichergestellt ist und insbe-
sondere Personen unter 16 Jahren nicht zum Spiel zugelassen werden. 

 

2 Sind die Voraussetzungen für eine Bewilligung nicht mehr erfüllt, so kann sie entzo-
gen werden. 

 

3 Die Bewilligung für den Betrieb eines Geschicklichkeitsspielautomaten erlischt bei 
einem Wechsel des Verfügungsberechtigten über den Standort des Automaten. 

 

Art.  14 
Vollzugsvorschriften 

Art.  14 Aufgehoben 

1 Der Kantonsrat regelt weitere Einzelheiten der Bewilligungserteilung durch Verord-
nung. 

 

5. Glücksspiele und Spielbanken 5. Aufgehoben 

Art.  15 
Anwendbares Recht 

Art.  15 Aufgehoben 

1 Für Glücksspiele und Spielbanken gelten die Vorschriften der Bundesgesetzge-
bung. 

 

Art.  16 
Spielbankenabgabe 
a. Grundsatz 

Art.  16 Aufgehoben 

1 Der Kanton erhebt auf den Bruttospielerträgen der Spielbanken eine Abgabe.  
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2 Der Abgabesatz beträgt 40 Prozent des Abgabesatzes gemäss den Bestimmungen 
des Bundesrechts. 

 

3 Die Veranlagung und der Bezug der kantonalen Abgabe sowie die Erhebung von 
Nach- und Strafsteuern können der Eidgenössischen Spielbankenkommission über-
tragen werden. 

 

Art.  17 
b. Aufteilung der Spielbankenabgabe 

Art.  17 Aufgehoben 

1 Der Kantonsrat kann die Aufteilung der Spielbankenabgabe im Rahmen einer inter-
kantonalen Vereinbarung regeln. 

 

6. Gebühren 6. Aufgehoben 

Art.  18 
Gebührenrahmen 

Art.  18 Aufgehoben 

1 Für Bewilligungen werden Gebühren im nachstehenden Rahmen erhoben (Beträge 
in Fr.): 

 

a. Spiellokale im Jahr 1 000.– bis 8 000.–  

b. für einen Geschicklichkeitsspielautomaten ohne Geldgewinn im Jahr 500.– bis 
4 000.– 

 

c. für einen Geschicklichkeitsspielautomaten mit Geldgewinn im Jahr 2 000.– bis 
5 000.– 

 

2 Für die Verweigerung oder den Entzug von Bewilligungen wird eine Behandlungs-
gebühr nach der Verwaltungsverfahrensverordnung erhoben. 

 

3 Der Regierungsrat erlässt im Einzelnen einen Gebührentarif.  

Art.  19 
Strafbestimmungen 

 

1 Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen dieses Gesetz oder die gestützt darauf erlas-
senen Vorschriften verstösst, wird mit Busse bis Fr. 20 000.– bestraft. 

 

2 Insbesondere wird bestraft, wer:  
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a. an Märkten vom Markt ausgeschlossene Waren oder Dienstleistungen anbietet;  

b. ohne Bewilligung ein Reisendengewerbe nach Art. 6 dieses Gesetzes betreibt;  

c. die Verkaufsvorschriften für das Reisendengewerbe missachtet;  

d. ausserhalb der erlaubten Zeit das Reisendengewerbe nach Art. 8 Abs. 2 dieses 
Gesetzes betreibt; 

 

e. das Schaustellergewerbe oder einen Zirkus ohne Bewilligung betreibt oder Bedin-
gungen oder Auflagen der Bewilligung nicht einhält; 

 

f. die Bewilligungspflicht oder Vollzugsvorschriften beim Betrieb von Geschicklich-
keitsspielautomaten oder Spiellokalen missachtet; 

f. Aufgehoben 

g. Glücksspiele in nicht vom Bund konzessionierten Spielbanken anbietet. g. Aufgehoben 

 III. 

 1. 
Der Erlass GDB 975.11 (Verordnung zum Markt- und Reisendengewerbege-
setz vom 28. Januar 2005) wird aufgehoben. 

 2. 
Der Erlass GDB 975.31 (Verordnung über Lotterien, gewerbsmässige Wet-
ten und Spiele vom 21. April 1977) wird aufgehoben. 

 IV. 

      Der Regierungsrat bestimmt, wann dieses Gesetz in Kraft tritt. Es untersteht dem fa-
kultativen Referendum. 

 Sarnen, ... 

 Im Namen des Kantonsrats 
... 

 

http://gdb.ow.ch/data/975.11/de
http://gdb.ow.ch/data/975.31/de

